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Entwicklung sorgfältig beobachten und beratend mit- 
wirken.

Eine besondere Verantwortung trägt das Institut für 
die Weiterbildung leitender Kader an der Deutschen 
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht“. Neben der allgemeinen Aufgabe, die neuesten 
rechtswissenschaftlichen Erkenntnisse zu vermitteln, hat 
es die Pflicht, die Zusammenhänge zwischen Ökonomie 
und Recht darzustellen und Grundsätze für eine ent­
sprechende Unterrichtsmethode bei Juristen zu entwik- 
keln. Von der Entwicklung geeigneter Methoden wird 
es nach den Erfahrungen des ersten Lehrgangs für lei­
tende Kader der Rechtspflegeorgane an der Deutschen 
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht“ abhängen, wie künftig die Weiterbildung ge­
staltet werden wird.

Auch in der juristischen Ausbildung an den Universi­
täten ist es noch nicht gelungen, eine tiefe ökonomische 
Verwurzelung der juristischen Vorlesungen zu errei­
chen. Das erste Jahr nach dem Ministerratsbeschluß 
vom 10. Oktober 1963 über die Aus- und Weiterbildung 
juristischer Kader12 hat noch nicht zu der erhofften 
prinzipiellen Veränderung des Hochschulstudiums ge­
führt. Diese Frage berührt die Kenntnisse und die ge­
samte Einstellung der Hochschullehrer. Sie dürfen ihre 
Vorlesung nicht bloß mit dem Fachdozenten für Öko­
nomie „abstimmen“, sondern müssen sich selbst gründ­
liche Kenntnisse auf diesem Gebiet aneignen, damit 
exaktes ökonomisches Wissen die Grundlage aller Lehr­
veranstaltungen ist.

Auch hier gilt der Methodik besondere Aufmerksam­
keit. Die für die Naturwissenschaften jetzt in größerem 
Umfang unternommenen Versuche, die Vorlesungen zu 
konzentrieren, das Selbststudium zu fördern usw., sind 
zu einem beträchtlichen Teil von Lehrbüchern abhän­
gig, aus denen sich der Student das Grundwissen an­
eignen kann, während der Hochschullehrer ihn mit be­
sonderen Problemen und Weiterentwicklungen bekannt 
macht. Neue Lehrbücher sind daher eine wesentliche 
Voraussetzung für die Entwicklung neuer Studien­
formen.

Die Tatsache, daß die gesamte Wirkung des sozialisti­
schen Rechts durch das Bewußtsein der Menschen hin­
durchgeht, wirft ganz allgemein die Frage nach der Er­
ziehung und nach der Kenntnis der Probleme auf, die 
für die Erziehung von Bedeutung sind: Probleme der 
Soziologie, der Pädagogik, der Psychologie, der Medi­
zin. Auch hiermit müssen sowohl die Studenten als 
auch die praktisch tätigen Juristen bekannt gemacht 
werden. Hier stehen wir jedoch vor der Frage, wie die 
Fülle des Materials bewältigt werden kann. Wir werden 
daher Wege zu einer Dokumentation suchen müssen, 
die eine nach Möglichkeit kurze, sachliche Information 
über alle Rechtsgebiete sowie über die „Nahtstellen“ 
zwischen dem Recht und anderen Gebieten des gesell­
schaftlichen Lebens vermittelt.

Die Juristen erkennen die Notwendigkeit, ihr Wissen 
zu vertiefen und zu erweitern; sie haben auch das Be­
dürfnis dazu, sind aber mit den ihnen gebotenen Mit­
teln nicht zufrieden. Das Streben nach Vielseitigkeit 
des Wissens verdient hohe Anerkennung. Dabei darf 
aber nicht vergessen werden, daß für den Juristen in 
erster Linie die Festigung und Vertiefung seiner juristi­
schen Kenntnisse — nicht als formal positives Wissen, 
sondern gegründet auf fundierte ökonomische Kennt­
nisse — auf der Grundlage der neuesten wissenschaft­
lichen Forschungsergebnisse erforderlich ist.

12 Vgl. Wolff, „Inhalt und System der Ausbildung und Weiter­
bildung der Juristen“, NJ 1964 S. 33 ff.

Strafrecht und Ökonomie
Der Anteil der Eigentumsdelikte zum Nachteil des 
sozialistischen Eigentums und der Wirtschaftsdelikte 
betrug 1963 über 24 Prozent der Gesamtkriminalität. 
Über zwei Drittel der in den letzten Jahren festgestell­
ten Straftaten wiesen unmittelbar ökonomische Aus­
wirkungen auf. Hinzu treten Straftaten, die zwar keine 
unmittelbaren ökonomischen Auswirkungen nach sich 
zogen, jedoch durch Mängel oder Mißstände im öko­
nomischen Bereich begünstigt wurden13 *.
Die Strafbestimmungen zum Schutze des sozialistischen 
Eigentums und der Volkswirtschaft werden deshalb im 
künftigen Strafgesetzbuch eine hervorragende Rolle 
spielen. Ihre Ausarbeitung wird der Prüfstein dafür 
sein, in welchem Umfang wir verstehen, ausgehend 
von den objektiven Gesetzmäßigkeiten der gesellschaft­
lichen Entwicklung die entsprechenden juristischen 
Festlegungen zu treffen. Das gilt sowohl für die Fest­
legung, welche Handlungen so schwerwiegend sind, 
daß gegen sie mit den Mitteln des Strafrechts vorge­
gangen werden muß, als auch dafür, welche Straf- und 
Erziehungsmaßnahmen bei derartigen Rechtsverlet­
zungen anzuwenden sind.
Die wichtigste Abgrenzung wird wahrscheinlich in der 
Richtung zu treffen sein, welche Handlungen diszipli­
narisch bzw. durch das Ordnungsstrafrecht erfaßt wer­
den und welche Handlungen zu Straftaten erklärt 
werden. Diese Problematik wird besonders anschaulich 
durch die Verhandlung des Disziplinarausschusses des 
Volkswirtschaftsrates im VEB Schlepperwerk Nord- 
hausen|/|, die etwas Neues in unserem gesellschaftlichen 
Leben und unserer Rechtspflege darstellt und deshalb 
für die Strafrechtspflege und die Strafgesetzgebung aus­
zuwerten ist. Gerade der dort behandelte Sachverhalt 
— mangelhafte Durchsetzung des wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritts sowie der raschen und ordnungs­
gemäßen Bearbeitung von Forschungs- und Entwick­
lungsthemen — zeigt deutlich die Grenze zum Strafrecht, 
dessen Aufgabe es eben nicht sein kann, ein Hebel zur 
Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts zu sein, unmittelbar als ökonomischer Hebel zu 
wirken.
Die Art der Durchführung dieses Disziplinarverfahrens 
und die Verhandlung vor einem großen Kreis geladener 
Funktionäre sowie die anschließende breite Auswer­
tung in wirtschaftsleitenden Organen und in der Presse 
ist zugleich ein Musterbeispiel, wie Rechtspflege gesell­
schaftlich wirksam zu machen ist. Darin liegt auch die 
allgemeine Bedeutung dieses Beispiels für das gericht­
liche Verfahren. Es wirft ferner als neue, wissenschaft­
lich zu klärende Frage die nach dem Verhältnis zwi­
schen Disziplinarrecht und Ordnungsstrafrecht auf.
Die Forderttng des Vorsitzenden des Staatsrates nach 
Ausarbeitung exakter Straftatbestände, die bereits irh 
Zusammenhang mit dem Rechtspflegebeschluß des 
Staatsrates vom 30. Januar 1961 erhoben wurde15, er­
fordert im Wirtschaftsstrafrecht die Herausarbeitung 
der konkreten strafbaren Verhaltensweisen und damit 
die Weiterentwicklung der Wirtschaftsstrafverordnung 
von 1948. des ersten Gesetzes der damaligen Deutschen 
Wirtschaftskommission zum Schutze unserer Wirt­
schaftsordnung. In diesem Zusammenhang sind auch 
die Straftaten von anderen Rechtsverletzungen, ins­
besondere von Ordnungswidrigkeiten, abzugrenzen. Die

13 Letzten Endes ziehen jedoch alle Straftaten ln der einen 
oder anderen Hinsicht auch schädliche ökonomische Folgen 
nach sich.
ü Vgl. „Zeitverlust — auf neue Art geahndet“ und ..Gesell­
schaftliche Erziehung“, Neues Deutschland vom 22. Juli 1964, 
S. 3.
4"> Walter Ulbricht, „Zum Beschluß des Staalsralcs über die 
weitere Entwicklung der Rechtspflege“, in: Schriftenreihe des 
Staatsrates Nr. 4/1961. S. 30.
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